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Sehr geehrte Frau Bundesministerin,  

Ihr Haus plant derzeit eine Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV).  

Wie bereits in zahlreichen Stellungnahmen geäußert und in juristischen Expertisen und Gutachten 
festgestellt wurde, sind die geplanten Regelungen überwiegend tierschutzrechts- und 
verfassungswidrig.  

Hiermit möchten wir Ihnen die wesentlichen Punkte noch einmal vor Augen führen, verbunden mit 

der Erwartung, dass sich das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 

selbstverständlich an das deutsche Tierschutzrecht und an das Grundgesetz halten wird.  

Im Hinblick auf die Breite der Kastenstände müsste der zur Diskussion stehende Verordnungsentwurf 

zur Änderung der TierSchNutztV dem Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Sachsen-Anhalt vom 

24.11.2015 – 3 L 386/14 – und dem Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom 08.11.2016 – 3 B 

11/16 – Rechnung tragen. Demnach müssten Kastenstände so ausgestaltet sein, dass jedes Schwein 

ungehindert in Seitenlage die Gliedmaßen ausstrecken kann. Der Entscheidung des 

Oberverwaltungsgerichtes Sachsen-Anhalt zufolge kann dies nur sichergestellt werden, wenn die 

Breite des Kastenstandes mindestens der Widerristhöhe des Schweines entspricht oder dem Tier die 

Möglichkeit gegeben wird, die Gliedmaßen ohne Behinderung in die beiden benachbarten leeren 

Kastenstände auszustrecken.  

Der Verordnungsentwurf sieht nun vor, die betreffende Anforderung aus § 24 Abs. 4 Nr. 2 

TierSchNutztV, auf die sich die Gerichtsentscheidungen beziehen, schlichtweg aus der TierSchNutztV 

zu streichen. Somit umgeht und missachtet das BMEL unmittelbar die Entscheidungen der Gerichte. 

Darüber hinaus wird hierdurch gegen das Verschlechterungsverbot verstoßen, das seit Aufnahme des 



 

 

Staatsziels Tierschutz in das Grundgesetz zur verfassungsrechtlichen Pflicht werden lässt, nicht hinter 

geltendes Recht zurückzugehen.  

Zudem sieht der Verordnungsentwurf vor, für Kastenstände feste Breitenmaße zu bestimmen, die in 

den vorgeschlagenen Maßen nicht den von der Rechtsprechung mindestens geforderten 

Widerristhöhen der Sauen entsprechen, sondern darunter liegen. Zusätzlich ist vorgesehen, bereits 

genehmigten Kastenständen, die eine den Gerichtsurteilen zufolge unzureichende Breite aufweisen, 

eine Übergangsfrist von 15 bzw. in Härtefällen 17 Jahren einzuräumen.   

Damit wird nicht nur verhindert, dass Sauen ungestört in Seitenlage ruhen können, was ein 

unmittelbarer Verstoß gegen § 2 Nr. 1 Tierschutzgesetz ist, auch die Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichtes, keine weitere Übergangsfrist mehr einzuräumen, wird komplett 

ignoriert. Das ist rechtswidrig. Das Bundesverwaltungsgericht hatte nämlich sowohl die Entscheidung 

des OVG Sachsen-Anhalt bestätigt als auch darüber hinaus konstatiert, dass eine Übergangsfrist für 

den Umbau der Kastenstände bereits für die Vorgängervorschrift von § 24 Abs. 4 Nr. 2 TierSchNutztV 

bestimmt worden war. Diese Frist ist bereits seit dem 01.01.1992 abgelaufen. Vor diesem Hintergrund 

wurde eine Fristverlängerung als unzulässig bewertet. 

In Deutschland sind Kastenstandbreiten von nur 65 cm für Jungsauen und 70 cm für Altsauen üblich. 

Diese Maße sind weitaus geringer als die Widerristhöhe der darin befindlichen Sauen. Trotz der 

bestehenden Vorgabe, dass ein ungestörtes ausgestrecktes Liegen in Seitenlage möglich sein muss, 

wurden seit 1992 durchgehend rechtswidrig zu enge Kastenstände behördlich genehmigt. Eine 

Übergangsfrist, die 1988 begonnen und 1992 abgelaufen war, jedoch nie beachtet wurde, im Jahre 

2019 entgegen der Rechtsprechung um weitere 15 bzw. 17 Jahre zu verlängern, bedeutet eine 

Übergangsfrist von insgesamt 46 bzw. 48 Jahren. 

Die geplanten Regelungen zur Kastenstandhaltung konterkarieren augenscheinlich das 

verfassungsrechtlich verankerte Staatsziel Tierschutz. Aus dem Staatsziel Tierschutz ergibt sich das 

Optimierungsgebot, wonach das Wohlbefinden und die Unversehrtheit der Tiere zu schützen sind und 

die artgerechte Tierhaltung im rechtlich und faktisch möglichen Maße zu fördern ist. Hieraus folgt eine 

permanente staatliche Nachbesserungspflicht des Gesetz- und Verordnungsgebers im Hinblick auf die 

existierenden Tierschutzregelungen. Der in Rede stehende Verordnungsentwurf erfüllt keinen dieser 

Aspekte des Staatsziels Tierschutz, sondern missachtet die Vorgaben des Staatsziels gänzlich. 

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, es ist nicht hinnehmbar, dass Millionen Schweine bis zu 17 

weitere Jahre in Kastenständen stehen, die höchstrichterlich als illegal bewertet wurden. Es ist ein 

Skandal, dass Ihr Haus versucht, diesen Missstand durch eine rechtswidrige Vorgehensweise zu 

legitimieren. Die Gesellschaft wird nicht hinnehmen, dass entscheidende rechtliche Vorgaben 

gestrichen werden, anstatt sie umzusetzen. Das Tierschutzrecht würde hiermit ad absurdum geführt. 

Zudem erscheint bereits die Beibehaltung des Kastenstandes an sich tierschutzrechts- und 

verfassungswidrig vor dem Hintergrund mehrerer juristischer Darstellungen, welche zu dem Schluss 

kommen, dass der Kastenstand als Haltungssystem abgeschafft werden muss.  

Weiter sieht der Verordnungsentwurf vor, dass eine Abferkelbucht, in der sich die Sau frei bewegen 

kann, eine Bodenfläche von mindestens sechseinhalb Quadratmetern aufweisen muss. Auch 

diesbezüglich ist eine Übergangsfrist von bis zu 17 Jahren vorgesehen. Sechseinhalb Quadratmeter, für 

die Sau inklusive ihrer Ferkel,  haben sich in langjähriger Erfahrung mit freien Abferkelsystemen als 

unzureichend erwiesen, mindestens müssen allein für Sauen Größen von 7,5 qm und eine 

Gesamtbuchtengröße inklusive Ferkelnest von 9-10 qm vorgesehen werden. Zudem sind auch beim 

Abferkelbereich die Übergangsfristen aus genannten Gründen nicht mit Artikel 20a GG vereinbar.  



 

 

Nach der fragwürdigen Verlängerung der betäubungslosen Ferkelkastration ist die Verschlechterung 

der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung nun die zweite Rechtsänderung innerhalb kürzester Zeit, 

welche den Tierschutzstandard in Deutschland eklatant absenken wird. Die laufende 

Normenkontrollklage zur Schweinehaltung durch das Land Berlin beinhaltet neben der Mastschweine- 

auch die Sauenhaltung und insbesondere die Haltung in Kastenständen. Die im Verordnungsentwurf 

dargelegte Neugestaltung der Sauenhaltung läuft Gefahr, durch ein Normenkontrollverfahren 

aufgehoben zu werden. Den Forderungen der Verbraucherinnen und Verbraucher nach 

artgerechteren Haltungsformen ist mit einer Verschlechterung der Tierschutzvorgaben, die sogar 

Rechtsbrüche miteinschließt, ebenso wenig genüge getan, wie den Wünschen der Tierhalterinnen und 

Tierhalter nach langfristiger Planungssicherheit.    

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, wir fordern Sie dringend auf, den Verordnungsentwurf komplett 

neu zu überarbeiten und die Haltung von Sauen in den nach rechtlichen und wissenschaftlichen 

Erkenntnissen tierschutzwidrigen Kastenständen zu beenden. Aus Tierschutzsicht wären maximal ein 

Jahr, um im Deckbereich die bereits lange bestehenden Vorgaben umzusetzen sowie maximal fünf 

Jahre, um im Abferkelbereich einen verfassungskonformen Zustand mit freier Bewegungsmöglichkeit 

für die Sauen herzustellen, angemessen. Die Formulierung, dass Schweine ihre Gliedmaßen in 

Seitenlage ungehindert ausstrecken können müssen, darf unter keinen Umständen gestrichen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Greenpeace e.V. Animal Equality 

Germany e.V. 
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